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Tab 1.: Finanzielle Wirkungen der Einbeziehung der Kon-
zessionsabgaben in den Länderfinanzausgleich und die 
jeweiligen Stimmen der Länder in Bundesrat und -tag 
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Die Länder Bayern und Hessen haben vor dem Bundes-
verfassungsgericht Klage gegen die aktuellen Regelun-
gen des Länderfinanzausgleichs (LFA) eingereicht. Im 
Gegensatz zu den meisten anderen beklagten Aspekten 
dürfte einer gute Chancen haben, vom Verfassungsge-
richt aufgenommen und ausgeurteilt zu werden. Es geht 
in diesem Fall um die Abgrenzung der im LFA zu be-
rücksichtigenden Einnahmen und hier vor allem um die 
Berücksichtigung der kommunalen Konzessionsabgaben 
(KA) im LFA. So hat das Bundesverfassungsgericht 
mehrfach darauf hingewiesen, dass die Einbeziehung 
der KA zu prüfen ist und dafür auch entsprechende Prüf-
kriterien genannt. 

Nach diesen Prüfkritieren dürfen Einnahmen dann unbe-
rücksichtigt bleiben, wenn  
I. „ihr Volumen nicht ausgleichserheblich ist, 

II. wenn sie in allen Ländern verhältnismäßig pro Kopf 
gleich anfallen,  

III. wenn sie als Entgelte oder entgeltähnliche Abgaben 
lediglich Leistungen des Landes ausgleichen oder  

IV. wenn der Aufwand für die Ermittlung der auszugleich-
enden Einnahmen zur möglichen Ausgleichswirkung 
außer Verhältnis steht.“ 

Werden die kommunalen Einnahmen unter Berücksich-
tigung dieser Kriterien betrachtet, so zeigt sich, dass für 
die Konzessionsabgaben auf Elektrizität und Wasser 
keines der vier Kriterien gilt und die Einnahmen deshalb 
im LFA einzubeziehen sind. 

Eine Einbeziehung der kommunalen KA würde Einnah-
men in Höhe von rd. 372 Mio. € im LFA umverteilen (Tab 
1, linke Spalte). Je Einwohner liegen die Gewinne 
zwischen 13 € (Brandenburg) und 0,2 € (Hamburg). Die 
Verluste schwanken je Einwohner zwischen 0,1 € 
(Hessen) und 53,1 € (Saarland). 

Um die KA in den LFA einzubeziehen, ist das relevante 
Gesetz zu ändern. Dafür ist eine Mehrheit im Bundesrat 
und im -stag nötig. Die Mehrheiten sind in beiden Insti-
tutionen gegeben, wenn unterstellt wird, dass jeder Ab-
geordnete über die Fraktionsgrenzen hinweg im Bunde-
stag sich für die finanziellen Belange „seines“ Bundes-
landes einsetzt (Tab. 1, rechte Spalte). 

Die Einbeziehung der kommunalen KA in den LFA hat 
auch finanzielle Wirkungen auf die Kommunen. Die west-
lichen Flächenländer sowie Brandenburg und Bremen 
beteiligen ihre Kommunen entsprechend der länderspe-
zifischen Verbundquote prozentual an ihren um die im 
LFA geleisteten Zahlungen geminderten bzw. um die er-
haltenen Zahlungen erhöhten Steuereinnahmen. Ent-
sprechend der Verbundquote ergibt sich den Kommunen 
im kommunalen Finanzausgleich bereitgestellten Gelder 
(sog. Verbundmasse). Tab. 1 (mittlere Spalte) zeigt, dass 
bei Einbeziehung der KA in den LFA die Kommunen in 
Schleswig-Holstein Mindereinnahmen von 19,5 Mio. € er-
leiden; die Kommunen in NRW erhalten einen Zuwachs 
an Finanzmitteln in Höhe von 47 Mio. €. 
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